
dingtingen für einen Vergleich, für ein Anerkenntnis 
oder für eine Berufungsrücknahrhe gegeben sind, haben 
die Senate auf diese Erledigungsarten zu orientieren, 
denn ebenso wie im kreisgerichtlichen Verfahren stehen 
in der zweiten Instanz die Parteien mit ihrem Konflikt 
im Mittelpunkt. Deshalb ist die Erledigung herbeizu­
führen, die dem Inhalt des Konflikts, dem Einsichts­
vermögen und der Bereitschaft der Parteien entspricht. 
Die Forderung, es müßten mehr Berufungsurteile er­
lassen werden, um besser anleiten zu können, ist dem­
zufolge in dieser Absolutheit falsch, weil sie einseitig 
den Anleitungscharakter des Berufungsverfahrens be­
tont. Mit einer solchen Forderung wird übersehen, daß 
das Bezirksgericht mit seiner zweitinstanzlichen Tätig­
keit nicht nur die Rechtsprechung der Kreisgerichte 
anzuleiten, sondern zugleich den zwischen den Parteien 
bestehenden Konflikt auf der Grundlage des Gesetzes 
zu lösen hat.
Der Berufungskläger wendet sich mit seiner Berufung 
an das Bezirksgericht, weil er mit dem kreisgericht­
lichen Urteil nicht einverstanden ist und nunmehr er­
wartet, daß das höhere Gericht die Begründetheit 
seines Vorbringens gewissenhaft prüft und ein seinen 
Anträgen entsprechendes Ergebnis herbeiführt. Weder 
ihm noch dem Berufungsverklagten geht es darum, daß 
das Bezirksgericht dieses Berufungsverfahren zur An­
leitung des Kreisgerichts verwendet. Das ist für sie im 
allgemeinen kein. Gesichtspunkt für ihre Mitwirkung 
im zweitinstanzlichen Verfahren.
Das Bezirksgericht muß sich voll auf das Anliegen der 
Parteien konzentrieren und einen dem Gesetz ent­
sprechenden Zustand herbeiführen. Dadurch wird 
keinesfalls die Bedeutung seiner Anleitungstätigkeit 
gemindert, denn erst die Konzentration auf das An­
liegen der Parteien und das Eindringen in die Probleme 
des Konflikts und seine Ursachen setzt das Bezirksge­
richt in die Lage, am Beispiel des einzelnen Rechts­
streits die Rechtsprechung des Kreisgerichts richtig 
einzuschätzen und anzuleiten.
Die Senate haben deshalb auf diejenigen Erledigungen 
hinzuwirken, die am besten dem Inhalt des Berufungs­
verfahrens und den Rechten und Interessen der Par­
teien entsprechen. Von diesen Überlegungen aus­
gehend, ist grundsätzlich zu fordern, daß jedes Be­
rufungsverfahren, unabhängig von der Art seiner Be­
endigung, zur Anleitung der Rechtsprechung der Kreis­
gerichte auszunutzen ist. Sicherlich ist das Berufungs­
urteil die günstigste Form für die Senate, um zur 
Rechtsprechung der Kreisgerichte Stellung zu nehmen. 
Es gibt aber auch andere Möglichkeiten zur Anleitung, 
die das Prozeßrecht zwar nicht vorsieht, die aber aus­
geschöpft werden müssen, wenn das Bezirksgericht 
seine Anleitungsfunktion erfüllen und dem Wunsch der 
Richter erster Instanz nach Anleitung entsprechen 
will.
Anleitung durch Hinweisschreiben und Gerichtskritik
Der Richter am Kreisgericht hat ein Recht darauf zu 
erfahren, warum von seiner Entscheidung abgewichen 
wurde oder welche Fehler er gemacht hat. Eine Mög­
lichkeit, ihm dies mitzuteilen, bieten die bereits vor 
Jahren eingeführten Hinweisschreiben, die sich aber 
noch nicht überall durchgesetzt haben. Mit diesen 
Schreiben weisen die Senate auf die in Berufungsver­
fahren festgestellten Mängel in der Tätigkeit der 
Kreisgerichte hin. Die Senate können hier auch zu 
Mängeln und Problemen Stellung nehmen, die nicht 
den Inhalt des erstinstanzlichen Urteils betreffen und 
von der Art der Erledigung des Berufungsverfahrens 
unabhängig sind. So kann zum Beispiel auf Mängel bei 
der Protokollabfassung, bei der Formulierung des Be­
weisthemas und in anderen Verfahrensfragen durch die 
Hinweisschreiben aufmerksam gemacht werden.

Die Senate sollten Kopien dieser Hinweise sammeln, 
um periodisch überprüfen zu können, ob ihre Hinweise 
beachtet werden. Wenn gleiche Mängel beim gleichen 
Kreisgericht wiederkehren, kann auch im Wege der 
förmlichen Gerichtskritik die Beseitigung verlangt 
werden. Auch die vom Senat festgestellten Gesetzes­
verletzungen der Kreisgerichte, die nicht mit dem 
zweitinstanzlichen Verfahren beseitigt werden oder sich 
hierdurch nicht erledigen, sollten nicht durch Hinweis­
schreiben, sondern u. E. im Wege der förmlichen Ge­
richtskritik mit ihren Folgen — Stellungnahme des 
Direktors des Kreisgerichts — gerügt werden (vgl. 
Rechtspflegeerlaß, Zweiter Teil, Abschn. 1, IV, F). 
Diese Formen allein reichen jedoch nicht aus und 
dürfen keinesfalls zu Lasten derjenigen Möglichkeiten 
entwickelt werden, die die Senate unmittelbar in Ver­
bindung mit den Erledigungsarten der Berufungsver­
fahren haben. Von diesen Möglichkeiten sollte in erster 
Linie Gebrauch gemacht werden.

Anleitung durch begründete Vergleiche
Neben dem Berufungsurteil selbst sollten die Senate 
vor allem in Verbindung mit den Vergleichen und den 
Berufungsrücknahmen — den beiden häufigsten Er­
ledigungsarten — zu den erstinstanzlichen Urteilen und 
zu den Ansichten der Parteien Stellung nehmen'-.
Es wird hier auf folgende zwei Möglichkeiten hinge­
wiesen:
So sollten grundsätzlich die im Berufungsverfahren ab­
geschlossenen Vergleiche begründet werden. Der Ver­
gleich im Berufungsverfahren ändert das Urteil des 
Kreisgerichts ab. Durch die Begründung der Vergleiche 
sollten die Berufungsgerichte den erstinstanzlichen Ge­
richten eine Antwort auf die Frage geben, ob das erst­
instanzliche Urteil richtig oder falsch war und aus 
welchen Gründen im Berufungsverfahren ein vom an­
gefochtenen Urteil abweichendes Ergebnis herbeige­
führt wurde.
Dadurch können vielgestaltige Hinweise vermittelt 
werden. So kann dargelegt werden, daß und warum 
der Senat die im erstinstanzlichen Urteil zum Ausdrude 
gebrachte Rechtsansicht für fehlerhaft hält und daß er 
den Parteien andere rechtliche Hinweise gegeben hat, 
die dann die Grundlage für einen Vergleichsabschluß 
gebildet haben. Ähnliche Hinweise können ergehen, 
wenn der Senat zu einer anderen Beweiswürdigung ge­
langt oder wenn ein vom Kreisgericht nicht benutztes 
Beweismittel Verwendung fand und nunmehr ein von 
den kreisgerichtlichen Feststellungen abweichender 
Sachverhalt als erwiesen anzusehen ist, der seinerseits 
die Parteien zu einem Vergleichsabschluß bewog. Nicht 
zuletzt kann der Senat mit der Vergleichsbegründung 
dem Kreisgericht die Richtigkeit eines Urteils bestäti­
gen und darlegen, daß neugeschaffene und dem Kreis­
gericht unbekannte Tatsachen die Parteien veranlaßt 
haben, mittels Vergleichs ein vom erstinstanzlichen 
Urteil abweichendes Ergebnis herbeizuführen.
Die Vergleichsbegründung des Senats soll aber nicht 
nur unter dem Aspekt der Anleitung der Kreisgerichte 
abgefaßt werden. Das zweitinstanzliche Gericht hat sich 
mit seiner Stellungnahme ebenso wie das erstinstanz­
liche an die Parteien zu wenden und sich zum Ver­
gleichsinhalt zu äußern. Arbeitet es an Hand des sozia­
listischen Rechts die subjektiven Rechte und Pflichten 
der Parteien und damit die Übereinstimmung der Auf­
fassungen der Parteien mit den gesellschaftlichen Inter­
essen heraus und berücksichtigt dabei Inhalt, Verlauf 
und Ergebnis der im Prozeß geführten Auseinander-

2 Hinsichtlich des Inhalts und der ideologischen Zielstellung 
dieser Seite der gerichtlichen Tätigkeit vgl. die Darlegungen 
der Verfasser in: Die Erziehungsaufgaben im Zivilprozefr und 
die Rolle der gerichtlichen Entscheidungen, Berlin 1962, S. 109 ft.
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